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Konfliktrohstoffe

Arbeitshilfe

Anfragen zum US-Dodd-Frank-Act

Hinweis/Disclaimer:
Diese Arbeitshilfe wurde nach bestem Wissen und Gewissen erstellt auf Basis der bis dato gewonnenen Erkennt-
nisse im Umgang mit dem Thema Konfliktrohstoffe. Eine rechtliche Beratung, insbesondere eine rechtsverbindli-
che Beratung zu dem Umgang mit Konfliktrohstoffen und ausländischen Regelungen wie dem Dodd-Frank-Act
kann und soll nicht gegeben werden. Diese Broschüre erhebt weder Anspruch auf Vollständigkeit, noch kann sie
es sein, da dieses Thema im Fluss ist und selbst US-Behörden über die Weite der Auslegung keine Auskunft
geben. Ob es EU- oder US-Rechtspflichten gibt, wonach ausländische Unternehmen verpflichtet sind Fragen zu
beantworten, ist von einem spezialisierten und zugelassenen EU- oder US-Rechts-Experten (Anwalt) zu prüfen.
Dies gilt insbesondere für mögliche Strafbarkeiten oder Ordnungswidrigkeiten. Alle Aktivitäten des Unternehmens
sind ausschließlich aufgrund und nach einer Beratung durch spezialisierte und zugelassene EU- oder US-Rechts-
Experten (Anwalt) zu ergreifen. Eine Haftung für den Inhalt dieser Arbeitshilfe wird ausgeschlossen.
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Anfragen von Kunden im Zusammenhang mit „Konfliktrohstoffen“ bzw. dem
„US-Dodd-Frank-Act“

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Zusammenhang mit „Konfliktrohstoffen“ bzw. dem „US-Dodd-Frank-Act“
werden Unternehmen in letzter Zeit häufiger mit Fragebögen konfrontiert, die die Unterneh-
men auffordern, Erklärungen hinsichtlich der in den Lieferprodukten enthaltenen bzw. gerade
nicht enthaltenen „Konfliktrohstoffe“ abzugeben.

Hintergrund

Der US-amerikanische Dodd-Frank Act zur Reform des US Finanzmarktrechtes durch eine
Verbesserung der Verantwortung und der Transparenz wurde im Juli 2010 von Präsident
Obama unterschrieben. Abschnitt 1504 dieses Gesetzes sieht vor, dass Unternehmen, die
an amerikanischen Börsen gehandelt werden, in ihren Jahresberichten gegenüber der U.S.
Securities and Exchange Commission (SEC) Zahlungen an ausländische Regierungen im
Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Nutzung von Öl, Gas und Mineralien offenlegen
müssen.

Abschnitt 1502 des Gesetzes geht spezifisch auf Konfliktrohstoffe aus der Demokratischen
Republik Kongo und seinen Nachbarländern ein und benennt explizit Coltan, Gold, Wolfram
und Zinnerz. Danach sollen Unternehmen, die diese Stoffe verarbeiten und an der US-Börse
gelistet sind, jährlich nachweisen, ob durch den Abbau der genannten Rohstoffe – wenn sie
entscheidend für die Herstellung oder Funktion der Produkte sind – bewaffnete Rebellen-
gruppen unterstützt werden. Schlussendlich werden betroffene Unternehmen dazu verpflich-
tet, offenzulegen,

 ob in ihren Produkten Konfliktrohstoffe eingesetzt werden (technical audit) und wenn
ja, ob

 diese aus der DR Kongo oder Nachbarländern stammen.

Wenn dies zutrifft, muss das Unternehmen einen unabhängig auditierten „Conflict Minerals
Report“ erstellen und veröffentlichen (Berichtspflicht). Der Bericht umfasst dabei die

 Beschreibung der Maßnahmen zur Sorgfaltspflicht in der Lieferkette,
 Beschreibung der Produkte, die „nicht DRC-konflikt-frei“ sind,
 Beschreibung des industriellen Verarbeiters (Hütte/Schmelze),
 Angabe des Herkunftslands und die
 Beschreibung der Maßnahmen zur Bestimmung der Herkunft/Lokalität der Kon-

fliktrohstoffe mit der größtmöglichen Genauigkeit.

Dieses Gesetz führt durch den Herkunftsnachweis erstmals weitreichende Prüfungspflichten
für Lieferanten und Stoffströme ein. Damit ergibt sich aus dem produktbezogenen Ansatz
des Dodd-Frank Act für die Praxis die Offenlegung der gesamten Lieferkette.
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Der Dodd-Frank-Act verfolgt damit einen produktbezogenen Ansatz der Offenlegung der ge-
samten Lieferkette.

Aus diesem Umstand der US-Gesetzgebung resultiert, das an der US-Börse notierte
Unternehmen ihre Zulieferanten auffordern, Erklärungen hinsichtlich der in den Lie-
ferprodukten enthaltenen bzw. gerade nicht enthaltenen „Konfliktrohstoffe“ abzuge-
ben.

Folgende Eigenarten sind hierbei zu beobachten:

 Von unterschiedlichen Kunden kommen völlig unterschiedliche Anfragen, Listen und
Formulare

 Die geforderten Erklärungen reichen von:
o „Unsere Produkte sind konfliktfrei“
o „Wir versichern, dass unsere Produkte konfliktfrei sind“
o „Unsere Supply Chain ist konfliktfrei“

bis hin zu der Aufforderung, die gesamte Zulieferkette bis zur Schmelze/Mine
offenzulegen.

Verpflichtung, auf diese Anfragen zu reagieren

Grundsätzlich kann die Aussage getroffen werden, dass kein deutsches Unternehmen ge-
setzlich verpflichtet ist, auf Fragen zur eigenen Zulieferkette, insbesondere nach Zulieferan-
ten, zu antworten, da kein deutsches Gesetz bekannt ist, dass eine dem Dodd-Frank Act
entsprechende generelle Auskunftspflicht ausdrücklich vorschreibt. Auch ist nach deutschem
Recht kein Unternehmen gesetzlich verpflichtet, eine Aussage zu der Frage, ob die Produkte
„Conflict Free“ sind, zu treffen.

Aus Sicht des anfragenden Kunden

 Der Kunde im In- und Ausland hat keine Möglichkeit, sich auf eine Antwortpflicht zu
berufen, da kein deutsches Gesetz bekannt ist, dass eine dem Dodd-Frank Act ent-
sprechende generelle Auskunftspflicht ausdrücklich vorschreibt.

 Der Kunde im In- und Ausland hat eventuell die Möglichkeit, sich auf vertragliche
Frage- und Informationsrechte zu berufen. Dies beruht dann aber auf individualrecht-
lich geregelten Vertragsabsprachen, die an dieser Stelle nicht bewertet werden kön-
nen.

 Der Kunde im In- und Ausland hat natürlich die Möglichkeit, den „nicht antwortenden
Lieferanten“ aus seiner Zulieferkette zu streichen – natürlich unter Berücksichtigung
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von vertragsrechtlichen, und kartell- sowie wettbewerbsrechtlichen Aspekten, die an
dieser Stelle nicht bewertet werden können.

Aus Sicht deutscher Gesetze

 Es ist kein deutsches Gesetz bekannt, dass eine dem Dodd-Frank Act entsprechende
generelle Auskunftspflicht ausdrücklich vorschreibt. Somit kann die Abgabe einer
Auskunft mangels eines Gesetzes nicht erzwungen werden.

 Geregelt sind im deutschen Recht allerding Erklärungen, die nicht getätigt werden
dürfen, so genannte „Boykotterklärungen“.

Aus Sicht des EU- bzw. US-Rechts

 Ob es EU- oder US-Rechtspflichten gibt, wonach ausländische Unternehmen ver-
pflichtet sind, die oben dargestellten Fragen zu beantworten, ist von einem speziali-
sierten und zugelassenen EU- oder US-Experten (Anwalt) zu prüfen. Dies gilt insbe-
sondere für mögliche Strafbarkeiten oder Ordnungswidrigkeiten.

 Diese Darstellung verliert ihre Wirksamkeit mit Inkrafttreten entsprechender Regelun-
gen.

Verpflichtung, auf Anfragen richtig und vollständig zu antworten

Von der Frage „ob“ man auf eine vorstehend beschriebene Fragestellung antwortet,
ist scharf abzugrenzen, „wie“ (d. h. ob man richtig und vollständig) man auf eine vor-
stehend beschriebene Fragestellung antwortet.

Würde auf eine vorstehend beschriebene Fragestellung eine unrichtige oder unvoll-
ständige Antwort erfolgen, die eventuell falsch ist, da man sich keine Gedanken über seine
Lieferkette gemacht hat oder sogar bewusst falsch ist, da man das Gegenteil seiner Antwort
kennt, ist es denkbar, das Schadensersatzverpflichtungen oder sogar strafbare Gesetzes-
verstöße entstehen, die es unter allen Umständen zu vermeiden gilt.

Fazit:
1. Aus unserer Sicht kann ein Unternehmen aufgrund fehlender deutscher Geset-

ze nicht gezwungen werden zu antworten.
2. Wenn eine Antwort gegeben wird, dann muss diese richtig und vollständig sein

und darf nicht gegen Inhaltsverbote einschlägiger Gesetze verstoßen.
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Positiverklärungen im Zusammenhang mit Konfliktrohstoffen

Soweit der Abnehmer Ihrer Güter die Erklärung verlangt, dass keine Konfliktmaterialien ver-
arbeitet worden seien, müssen wir warnend darauf hinweisen, dass die Abgabe von Boykott-
Erklärungen gemäß § 7 der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) verboten ist.

Der Text des § 7 AWV lautet: Boykotterklärung
Die Abgabe einer Erklärung im Außenwirtschaftsverkehr, durch die sich ein Inländer
an einem Boykott gegen einen anderen Staat beteiligt (Boykott-Erklärung), ist verbo-
ten.

Somit wäre die Aussage: "Unsere Güter enthalten keine Konflikt-Rohstoffe aus dem Kongo"
gemäß § 7 AWV verboten.

Seit der Inkraftsetzung des § 4a AWV (alte Fassung) hat sich aber eine Möglichkeit heraus-
kristallisiert, wie man dennoch eine den Kunden (zumeist) zufriedenstellende Erklärung ab-
geben kann, ohne dass gegen das Boykottverbot verstoßen wird. Es handelt sich um so ge-
nannte Positiverklärungen, bei der der Erklärende dem Anfragenden mitteilt, dass z. B. "in
unseren Produkten ausschließlich Rohstoffe aus den Ländern China und Russland verarbei-
tet sind".

Hierdurch erklärt man einerseits, wo die Rohstoffe herkommen und andererseits nur indirekt,
dass keine Rohstoffe aus dem Kongo enthalten sind.

Europäische Initiative zu Konfliktrohstoffen

Aufgrund eines enormen Drucks von NGO’s und Politikern des Europäischen Parlaments
(EP) im Jahr 2011 hat auch in der EU die Diskussion zu Konfliktrohstoffen begonnen.

Das EP hat die Kommission aufgefordert, einen Gesetzentwurf zu der Verhinderung von
Konfliktrohstoffen in den europäischen Endprodukten zu entwerfen.

Die Gefahr ist sehr groß, dass die Kommission sich hierbei an dem bestehenden US-Dodd-
Frank Act orientiert, wie es einige Politiker und NGO’s fordern.

Bisheriges Vorgehen des ZVEI

Der ZVEI, der sehr frühzeitig diese Diskussion und die damit zusammenhängenden Proble-
me erkannt hat, hat hierzu das „Positionspapier der Elektroindustrie zu Konfliktrohstof-
fen“ entwickelt, das die Problematik widerspiegelt und Lösungsmöglichkeiten aufzeigt und
diese mit seinen Mitgliedsunternehmen abgestimmt.

Siehe hierzu das angefügte ZVEI-Positionspapier.
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Weiteres Vorgehen des ZVEI

Der ZVEI ist derzeit auf allen politischen und administrativen Wegen aktiv, um eine für die
Industrie tragbare Lösung, bei gleichzeitig humanitär sinnvollem Lösungsansatz, zu errei-
chen und ein Gesetz à la Dodd-Frank zu verhindern.

Zusammenfassung und Ergebnis

Das Thema der Konfliktmineralien greift tief in die Lieferketten deutscher und europäi-
scher Unternehmen ein.

Es gilt, ein Gesetz à la Dodd-Frank zu verhindern und eine humanitär sinnvolle und für
die Industrie tragbare Lösung zu erreichen.

Hinsichtlich der Anfragen im Zusammenhang mit dem US-Dodd-Franc-Act gilt:

1. Aus unserer Sicht kann ein Unternehmen mangels deutscher Gesetze nicht ge-
zwungen werden zu antworten, allerdings sind Kundenbeziehung und Ver-
tragsvereinbarungen zu berücksichtigen.

2. Wenn eine Antwort gegeben wird, dann muss diese richtig und vollständig sein
und darf nicht gegen Inhaltsverbote einschlägiger Gesetze verstoßen.
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